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Rüsselsheim, den 07.08.2020 
 
 
 
 

NIEDERSCHRIFT 
 

der öffentlichen Ausschusssitzung des Sozial-, Integrations- und Jugendausschusses 
 

vom Dienstag, den 26.05.2020 um 18:00 Uhr 
 
 

 „A“ 
 
TOP 1 Genehmigung der letzten Niederschrift 
 
Die Niederschrift über die Sitzung vom 03.03.2020 wird in der vorgelegten Form einstimmig 
genehmigt. 
 
 
TOP 2 Jahresbericht 2019 - Beistandschaften, Pflegschaften, Vormundschaften 

Bericht des Magistrats zur Kenntnisnahme 
DS-Nr. 707/16-21 

 
Der Ausschuss nimmt den Bericht zur Kenntnis. 
 
 
TOP 3 Prüfauftrag Einrichtung eines Frauenhauses in Rüsselsheim 

Bezug: Antrag Nr. 28 der Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Die 
Linke/Liste Solidarität, FWR/FNR vom 04.02.2019 
DS-Nr. 715/16-21 

 
Es liegt ein Änderungsantrag der Fraktion Wir sind Rüsselsheim (WsR) vor. 
Der Antrag wird mit 2 Ja-Stimmen und 14 Nein-Stimmen abgelehnt. 
 
A. Kenntnisnahme 

 
    Die Stadtverordnetenversammlung nimmt den Bericht zum Antrag Nr. 28  
    der Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Die Linke/Liste Solidarität und  
    FWR/FNR vom 04.02.2019 zur Kenntnis.    
 

B. Beschluss 
 
1. Die Stadtverordnetenversammlung beauftragt den Magistrat, Verhandlungen mit  
    dem Kreis Groß-Gerau aufzunehmen mit dem Ziel, an einem sicheren Standort ein  
    Frauenhaus mit 6 – 8 Familienzimmern in Rüsselsheim am Main einzurichten. Ein  
    barrierefreier Zugang und die Aufnahme von Jungen über 14 Jahre werden ermöglicht.  
 
2. Die Stadtverordnetenversammlung beauftragt den Magistrat mit dem Kreis Groß-Gerau  
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    zu prüfen, ob es einen Bedarf an Beratungsstellen und Schutzeinrichtungen von    
    Männern und Diversen gibt und falls ja, wie dem Rechnung getragen werden kann.      
 
3. Der HH-Begleitantrag Nr. 28 der Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Die   
    Linke/Liste Solidarität und FWR/FNR vom 04.02.2019 gilt als erledigt. 

 
 
TOP 4 Grundsatzbeschluss über die Weiteranmietung von 

Unterbringungskapazitäten für von Wohnungslosigkeit gefährdete und 
wohnungslose Menschen 
DS-Nr. 716/16-21 

 
Der Ausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung einstimmig der Vorlage zuzustimmen 
wie folgt: 
 

A. Kenntnisnahme 
 

Die Stadtverordnetenversammlung nimmt zur Kenntnis, dass 
1. im ersten Halbjahr 2021 Mietverträge von insgesamt 11 Objekten für die Unterbringung von 

Asylbewerber*innen auslaufen, deren Refinanzierung durch den Kreis bis zum Ende der 
Mietlaufzeiten gesichert ist.  

2. der Kreis einer Refinanzierung der Miet- und Betriebskosten im Falle einer neuerlichen 
Anmietung der Objekte durch die Stadt nicht zustimmt.  

3. im Falle eines ersatzlosen Wegfalls der Unterbringungskapazitäten nicht genügend Plätze 
zur Verfügung stünden, um anerkannte Asylbewerber*innen unterzubringen, 

4. und dadurch Obdachlosigkeit der anerkannten Geflüchteten entstünde, für deren 
Beseitigung auf Seiten der Obdachlosenbehörde nicht genügend Kapazitäten 
bereitstünden. 

5. im Falle einer neuerlichen Anmietung eines Teils der Objekte die vollständige 
Refinanzierung der Miet- und Betriebskosten durch die Erhebung von 
Unterbringungsgebühren gesichert wird.  

 
B. Beschlussvorschlag 

 
Die Stadtverordnetenversammlung beauftragt  

 
1. den Magistrat mit der Aufnahme von Verhandlungen über die neuerliche Anmietung von 6 

der 11 Objekte mit einer Kapazität von 161 Plätzen zwecks Sicherung ausreichender 
Unterbringungskapazitäten. 

2. den Magistrat mit der Entwicklung einer Gebührensatzung zwecks Erhebung von 
Unterbringungsgebühren für dort untergebrachte, von Wohnungslosigkeit bedrohte, 
anerkannte Asylbewerber*innen, welche die vollumfängliche Refinanzierung der Miet- und 
Betriebskosten sicherstellt.  

 
 
TOP 5 Prostituiertenschutzgesetz (ProstSchG); Abschluss einer öffentlich-

rechtlichen Vereinbarung zur Übernahme der Aufgaben durch den Kreis 
Groß-Gerau 
DS-Nr. 717/16-21 

 
Herr Stadtv. Karger meldet für die CDU-Fraktion Beratungsbedarf an.  
Die Abstimmung soll im Haupt- und Finanzausschuss bzw. in der Stadtverordnetenversammlung 
erfolgen. 
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TOP 6 Antrag der Fraktion Die Linke/Liste Solidarität vom 28.04.2020 - 
Aufnahmebereitschaft für Geflüchtete aus den Lagern auf griechischen Inseln 

 
Dem Antrag wird mit 9 Ja-Stimmen und 7 Enthaltungen zugestimmt. 
 
 
TOP 7 Antrag der CDU-Fraktion vom 08.05.2020 - Sommerschließzeit 2020 der 

Kindertagesstätten 
 
Herr Stadtv. Hauf meldet für die SPD-Fraktion Beratungsbedarf an. 
 
 
TOP 8 Nachwahl eines stimmberechtigten Mitgliedes und eines stellvertretenden 

stimmberechtigten Mitgliedes des Jugendhilfeausschusses für die 
Wahlperiode 2016 - 2021 
hier: Vertretung und Stellvertretung für die WsR-Fraktion 
DS-Nr. 712/16-21 

 
Der Ausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung mit 9 Ja-Stimmen und  
5 Enthaltungen der Vorlage zuzustimmen wie folgt: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wählt Herrn Stadtverordneten Prof. Dr. Mathias  
Flörsheimer, Königsbergerstraße 23, 65428 Rüsselsheim am Main als stimmberechtigtes Mitglied 
in den Jugendhilfeausschuss.  
 
 
TOP 9 Regelung der Gebühren für die Kindertagesbetreuung während der Corona-

Zeit 
DS-Nr. 721/16-21 

 
Herr Stadtv. Kalaitzis meldet für die Fraktion WsR Beratungsbedarf an. 
 
 
TOP 10 Anfragen und Mitteilungen 
 
Keine 
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